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Geschäfts- oder Firmenwerte, sonstige immaterielle 
Vermögenswerte und Sachanlagen 

Im 3. Quartal 2026 wurde eine Wertminderung auf immaterielle Vermögenswerte der Marke Xofigo™ 
des Segments Pharmaceuticals in Höhe von 307 Mio. € erforderlich. Der Hintergrund der Wertminderung 
lag in angepassten Erwartungen hinsichtlich zukünftiger Umsatzerlöse sowie einer Neubewertung der 
langfristigen wirtschaftlichen Erwartungen von noch nicht vermarkteten Therapien. Die Wertminderung 
entfiel mit 292 Mio. € auf Patente und Technologien und mit 15 Mio. € auf Vermarktungs- und Verkaufs-
rechte. Sie wurde in den Herstellungskosten sowie den Vertriebskosten erfasst und erfolgte auf den 
beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten. Die zugrunde gelegten gewichteten Kapital-
kosten betrugen 7,1 %. 

Im Segment Consumer Health wurde im 3. Quartal 2026 eine außerplanmäßige Werthaltigkeitsprüfung 
für die Marke Claritin™ in der Kategorie Allergie und Erkältung durchgeführt. Der Hintergrund der außer-
planmäßigen Werthaltigkeitsprüfung lag insbesondere in gestiegenen gewichteten Kapitalkosten. Es 
erfolgte eine Wertminderung in Höhe von 215 Mio. € auf Vermarktungs- und Verkaufsrechte. Die Wert-
minderung wurde in den Vertriebskosten erfasst und erfolgte auf den beizulegenden Zeitwert abzüglich 
Veräußerungskosten. Die zugrunde gelegten gewichteten Kapitalkosten betrugen 6,9 %. 

Rechtliche Risiken 

Hinsichtlich der Angaben zu den rechtlichen Risiken des Bayer-Konzerns verweisen wir auf die Darstellung 
in Anhangangabe [30] im Bayer-Geschäftsbericht 2025. Der Bayer-Geschäftsbericht 2025 steht unter 
www.bayer.de zum Herunterladen bereit. Seit diesem Geschäftsbericht hat es folgende wesentliche 
Veränderungen im Bereich der rechtlichen Risiken gegeben: 

Sammelklagen zu Neonikotinoiden in Kanada: In Québec und Ontario (Kanada) sind Anträge auf Sammel-
klagen durch Honigproduzenten gegen Bayer zu Pflanzenschutzmitteln eingereicht worden, die die Wirk-
stoffe Imidacloprid und Clothianidin (Neonikotinoide) enthalten. In Québec wurde das Verfahren im 
Februar 2026 eingestellt, da die Klagenden es versäumt hatten, das Verfahren fristgemäß zur Hauptver-
handlung anzumelden. Im Oktober 2026 wies der Québec Court of Appeal die Berufung der Klagenden 
gegen diese Entscheidung zurück. Die Klagenden können innerhalb einer Frist von 60 Tagen beim  
Supreme Court of Canada die Zulassung eines Rechtsmittels gegen die Berufungsentscheidung beantragen. 

Roundup™ (Glyphosat): Monsanto Company („Monsanto“), einer Tochtergesellschaft von Bayer, wurden in 
den USA zahlreiche Klagen zugestellt. Die Klagenden tragen vor, sie seien mit von Monsanto hergestellten 
glyphosathaltigen Produkten in Berührung gekommen. Glyphosat ist der in bestimmten Herbiziden von 
Monsanto einschließlich der Roundup™-Produkte enthaltene Wirkstoff. Die Klagenden tragen vor, ihr 
Kontakt mit diesen Produkten habe zu Gesundheitsschäden geführt.  

Im Februar 2026 erzielte Monsanto eine Einigung über zwei bedeutende Vergleiche in Bezug auf Roundup™-
Ansprüche: einen USA-weiten Sammelvergleich (class settlement) und eine separate Vereinbarung zur 
einvernehmlichen Beilegung bestimmter anderer Roundup™-Ansprüche. Die Vergleichsvereinbarungen 
enthalten keinerlei Schuldeingeständnisse. Sie zielen darauf ab, die Roundup™-Rechtsstreitigkeiten erheblich 
einzudämmen.  

Der Sammelvergleich soll alle gegenwärtigen sowie mögliche künftige glyphosatbezogene Ansprüche 
wegen behaupteter Non-Hodgkin-Lymphom(NHL)-Erkrankungen durch ein langfristig angelegtes 
Kompensationsprogramm unabhängig von der rechtlichen Grundlage beilegen.  
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Der Sammelvergleich umfasst Personen, die einen Kontakt mit Roundup™ vor dem Vergleichsabschluss 
behaupten und bei denen NHL entweder bereits medizinisch diagnostiziert wurde oder innerhalb von  
16 Jahren nach Wirksamwerden des Vergleichs medizinisch diagnostiziert wird. Der Sammelvergleich 
wird nach endgültiger erstinstanzlicher Genehmigung und Erschöpfung aller Rechtsmittel wirksam.  

Im Rahmen des Sammelvergleichs wird Monsanto bis zu 21 Jahre lang abnehmende, gedeckelte jährliche 
Zahlungen in Höhe von insgesamt bis zu 7,25 Mrd. USD leisten.  

Nach der vorläufigen gerichtlichen Genehmigung des Sammelvergleichs im März 2026 hatten die Gruppen-
mitglieder (class members) die Möglichkeit, bis zum 4. Juni 2026 Einwände gegen den Sammelvergleich zu 
erheben (to object) oder aus dem Sammelvergleich auszutreten (to opt out). Sowohl Monsanto als auch 
die Gruppenanwälte (class counsel) hatten das Recht, die Wirksamkeit der Austritte (opt-outs) anzufechten. 
Monsanto hat von seinem Recht, den Sammelvergleich im Falle einer übermäßig hohen Anzahl von Austritten 
(opt-outs) bis zur Anhörung zur endgültigen Genehmigung (final approval hearing) am 14. September 2026 
zu kündigen, keinen Gebrauch gemacht. Rechtsstreitigkeiten aufgrund wirksamer Austritte könnten fort-
geführt werden. 

Sollte das erstinstanzliche Gericht den Sammelvergleich endgültig genehmigen, könnte dieser Genehmi-
gungsbeschluss mit Rechtsmitteln oder anderweitig rechtlich angegriffen werden. Der Sammelvergleich 
wird erst wirksam, wenn alle Rechtsmittelverfahren abgeschlossen sind. Diese könnten mehrere Jahre 
dauern.  

Im April 2025 hat Monsanto eine Entscheidung des U.S. Supreme Court im Fall Durnell beantragt. Kurz 
zuvor hatte der Oberste Gerichtshof von Missouri das Rechtsmittel von Monsanto abgelehnt. Im Juni 2026 
verkündete der U.S. Supreme Court sein Urteil. Darin bestätigte das Gericht, dass der Federal Insecticide 
Fungicide and Rodenticide Act (FIFRA) als US-Bundesrecht einzelstaatliche Ansprüche wegen angeblich 
unterlassener Warnung ausdrücklich ausschließt. Dies gilt, soweit die Ansprüche auf der Behauptung be-
ruhen, der Hersteller hätte einen Warnhinweis verwenden müssen, der von der durch die US-Umwelt-
behörde (EPA) genehmigten Kennzeichnung abweicht oder über diese hinausgeht.  

Roundup Ready™ Sojabohne, Event GTS40-3-2: In Brasilien wurde 2023 Monsanto und Monsanto do Brasil, 
Tochtergesellschaften von Bayer, eine Klage zugestellt, die die ländlichen Gewerkschaften von Sertão, 
Passo Fundo und Santiago im Bundesstaat Rio Grande do Sul vor dem brasilianischen Bundesgerichtshof 
(Superior Tribunal de Justiça) eingereicht haben. Mit der Klage wird eine Entscheidung des Bundesgerichts-
hofs aus dem Jahr 2019 angefochten, die den Schutz von Roundup Ready™ Sojabohnen unter brasilianischem 
Patentrecht unabhängig vom Sortenschutz bestätigte und Ansprüche auf Erstattung gezahlter Lizenzge-
bühren abwies. Im Oktober 2026 hat der Bundesgerichtshof die Klage einstimmig abgewiesen. Den Klagenden 
stehen noch ein Antrag auf Klarstellung sowie eine außerordentliche Berufung zum Obersten Bundesge-
richt Brasiliens (Supremo Tribunal Federal) offen. 

Kerendia™: Im August 2026 erhob Bayer vor einem US-Bundesgericht Patentverletzungsklage gegen SABA 
Ilac Sanayi ve Ticaret A.S. (SABA). Im Juli 2026 hatte Bayer die Mitteilung über einen Antrag auf Zulassung 
eines Generikums (Abbreviated New Drug Application) mit einer sogenannten Paragraph-IV-Zertifizierung 
erhalten. SABA strebt damit die Zulassung einer generischen Version des Bayer-Medikaments Kerendia™ 
(Finerenon) zur Behandlung chronischer Nierenerkrankung in den USA vor Ablauf des Patentschutzes von 
Bayer für dessen Wirkstoff an. 

BASF-Schiedsverfahren: 2019 wurde Bayer eine Schiedsklage zugestellt, die von BASF erhoben wurde. 
BASF machte Schadensersatzansprüche aus den 2017 und 2018 unterschriebenen Kaufverträgen geltend, 
über die BASF bestimmte Geschäftsbereiche der Division Crop Science erworben hatte. 2022 wies das 
Schiedsgericht die Ansprüche von BASF vollumfänglich ab. 2023 wies das Oberlandesgericht Frankfurt am 
Main den Antrag von BASF auf Aufhebung des Schiedsspruchs zurück. Das Gericht stellte jedoch fest,  
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dass der Schiedsspruch ungültig sei, weil er einer deutschen Verfahrensvorschrift bezüglich der Unter-
schriften der Mitglieder des Schiedsgerichts nicht entspreche. Nach dem gerichtlichen Beschluss sei das 
ursprüngliche Schiedsverfahren noch nicht beendet und müsse durch den Erlass eines wirksamen Schieds-
spruchs abgeschlossen werden, welcher diese Vorschrift hinreichend beachte. Im Jahr 2024 hob der Bundes-
gerichtshof die Entscheidung des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main auf und verwies das Verfahren 
zur weiteren Verhandlung der behaupteten Aufhebungsgründe an das Oberlandesgericht Frankfurt am 
Main zurück. Die Verfahrensvorschrift bezüglich der Unterschriften der Mitglieder des Schiedsgerichts sei 
nicht verletzt. Im Juni 2025 entschied das Oberlandesgericht Frankfurt am Main, die Argumente von BASF 
zurückzuweisen und den Schiedsspruch zu bestätigen. BASF hat gegen diese Entscheidung Rechtsbe-
schwerde beim Bundesgerichtshof erhoben. Im April 2026 verwarf der Bundesgerichtshof die Rechtsbe-
schwerde als unzulässig. Wir betrachten die Angelegenheit als abgeschlossen.  

PCB: Monsanto wurde in Klageverfahren von verschiedenen staatlichen Stellen in den USA benannt. Diese 
behaupten, Monsanto, Pharmacia und Solutia seien gemeinsam als Produzent von PCB für verschiedene 
PCB-bedingte Schäden in der Umwelt verantwortlich, u. a. in Gewässern. Es sei gleichgültig, wie die PCB 
dorthin gelangt seien. PCB sind Chemikalien, die für verschiedene Zwecke weit verbreitet waren, ehe die 
Herstellung von PCB von der EPA in den USA 1979 verboten wurde.  

Es sind nunmehr fünf Klagen von Generalstaatsanwälten anhängig, in denen Schadensersatzansprüche im 
Zusammenhang mit der PCB-Kontamination der Umwelt in den jeweiligen Staaten geltend gemacht werden: 
Delaware, Maine, Maryland, New Jersey und Vermont. Frühere, bereits eingereichte oder drohende Ver-
fahren von Washington, Washington D.C., New Mexico, New Hampshire, Ohio, Pennsylvania und Virginia 
wurden für insgesamt ca. 456 Mio. USD verglichen. Die von West Virginia und Illinois (Dezember 2025), 
Michigan und Rhode Island (Mai 2026) sowie Arizona, Arkansas, Mississippi und Hawaii (Oktober 2026) 
eingereichten oder drohenden Verfahren wurden einvernehmlich beigelegt. Das Unternehmen hat auch 
in einem anhängigen Fall mit Oregon unter Berücksichtigung der speziellen Umstände in diesem Staat 
einen Vergleich in Höhe von 698 Mio. USD abgeschlossen.  

Um Kosten im Zusammenhang mit den PCB-bedingten Rechtsstreitigkeiten erstattet zu bekommen, hat 
Monsanto 2022 bei einem Bezirksgericht im Bundesstaat Missouri eine Klage eingereicht, um seine Rechte 
aus bestimmten Freistellungsvereinbarungen durchzusetzen. In diesen Verträgen verpflichteten sich die 
Unternehmen, die PCB zur Verwendung in ihren Produkten gekauft hatten, Monsanto für PCB-bezogene 
Rechtskosten zu entschädigen. Die Freistellungsverpflichtung gilt auch für Vergleichszahlungen. Das Ver-
fahren wurde anschließend an ein Bundesgericht in Missouri verwiesen. Im September 2026 gab dieses 
Bundesgericht den Anträgen der beklagten PCB-Käufer auf Klageabweisung (motions to dismiss) statt, 
gestattete Monsanto jedoch, seine Klage zu ändern. Monsanto beabsichtigt, seine Freistellungsansprüche 
weiterzuverfolgen. 

Kartellrechtliche Streitigkeit im Bereich Maissaatgut: Im April 2026 reichte das konzernunabhängige Saat-
gutunternehmen Latham Quality, Inc. eine Sammelklage (class action) gegen Bayer in den Vereinigten 
Staaten ein. Das klagende Unternehmen handelt im eigenen Namen sowie im Namen einer vorgeschlagenen 
Gruppe (proposed class) von angeblich vergleichbar positionierten Lizenznehmern von Maisprodukten. Es 
behauptet, Bayer habe sich in rechtswidriger Weise an wettbewerbsbeschränkenden Absprachen beteiligt 
und den US-Markt für gentechnisch veränderte Maissaatgut-Eigenschaften durch verschiedene angeblich 
wettbewerbswidrige Verhaltensweisen monopolisiert. Die Klage stützt sich auf behauptete Verstöße gegen 
das Bundeskartellrecht sowie das Kartellrecht des Bundesstaats Missouri und macht darüber hinaus weitere 
einzelstaatliche und Common-Law-Ansprüche geltend. Das klagende Unternehmen fordert dreifachen 
Schadensersatz (treble damages), Strafschadensersatz (punitive damages), gerichtliche Anordnungen 
(injunctive relief) sowie weitere Rechtsbehelfe im eigenen Namen und im Namen der vorgeschlagenen 
Gruppe. Bayer ist überzeugt, gute Argumente zur Verteidigung gegen die erhobenen Ansprüche zu haben, 
und beabsichtigt, sich entschieden gegen die Klage zu verteidigen. 
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Finanzkalender 

Berichterstattung 2026  24. Februar 2027 
Hauptversammlung 2027  30. April 2027 
Quartalsmitteilung 1. Quartal 2027  11. Mai 2027 
Halbjahresfinanzbericht 2. Quartal 2027  3. August 2027 

Grundlagen der Berichterstattung 

Das vorliegende Dokument ist eine Quartalsmitteilung nach § 53 der Börsenordnung für die Frankfurter 
Wertpapierbörse (Stand: 7. Juli 2026) und stellt keinen Zwischenbericht im Sinne des International 
Accounting Standard (IAS) 34 dar. Diese Quartalsmitteilung sollte zusammen mit dem Geschäftsbericht 
für das Geschäftsjahr 2025 und den darin enthaltenen Zusatzinformationen über das Unternehmen gelesen 
werden. Den Geschäftsbericht 2025 finden Sie auf unserer Website www.bayer.com. Die in dieser 
Quartalsmitteilung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden basieren grundsätzlich auf 
denselben Methoden, die dem Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2025 zugrunde lagen. 

Impressum 
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Zukunftsgerichtete Aussagen: 
Diese Quartalsmitteilung kann bestimmte in die Zukunft gerichtete Aussagen enthalten, die auf den gegenwärtigen Annahmen und 
Prognosen der Unternehmensleitung von Bayer beruhen. Verschiedene bekannte wie auch unbekannte Risiken, Ungewissheiten und 
andere Faktoren können dazu führen, dass die tatsächlichen Ergebnisse, die Finanzlage, die Entwicklung oder die Performance der 
Gesellschaft wesentlich von den hier gegebenen Einschätzungen abweichen. Diese Faktoren schließen diejenigen ein, die Bayer in 
veröffentlichten Berichten beschrieben hat. Diese Berichte stehen auf der Bayer-Website www.bayer.com zur Verfügung. Die  
Gesellschaft übernimmt keinerlei Verpflichtung, solche zukunftsgerichteten Aussagen fortzuschreiben und an zukünftige Ereignisse 
oder Entwicklungen anzupassen. 

Die Bayer AG ist eine Holdinggesellschaft mit weltweit operativen Tochterunternehmen. Wenn auf „Bayer" oder „das Unternehmen" 
referenziert wird, kann sich das – je nach Kontext – auf ein oder mehrere Tochterunternehmen beziehen. 

Markenrechtshinweis: 
Bei den mit ™ gekennzeichneten Produktnamen handelt es sich um Marken des Bayer-Konzerns bzw. unserer Vertriebspartner, 
die in vielen Ländern als eingetragene Marken geschützt sind. 
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